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Vom Pfarrhof, Gasthaus bis hin
zum Schloss: Rund 11.000 Ge-
bäude bzw. „unbewegliche Ob-
jekte“ in Niederösterreich sind
denkmalgeschützt. Bundesweit
sind es rund 39.000 Objekte.
„Wir haben vom kleinen Marterl
bis zur riesigen Klosteranlage in
Niederösterreich alles“, sagt
NÖ-Landeskonservator Patrick
Schicht. Die denkmalgeschütz-
ten Objekte sind Teil des kultu-
rellen Erbes Österreichs und
unterliegen Auflagen in Sachen
Erhalt und Umbauten, aber
auch einem Förderregime.

Landesdenkmalamt kann
„proaktiver handeln“
Geregelt wurde das alles in dem
100 Jahre alten Denkmalschutz-
gesetz, das derzeit novelliert
wird. Ziel sei es, ein modernes
Gesetz daraus zu machen, das
die aktuelle Rechtssprechung

Wider Verfall: Was auf
NÖ-Eigentümer zukommt
Rund 50 denkmalgeschützte Gebäude gelten als „stark gefährdet".
Mit der Modernisierung des 100 Jahre alten Denkmalschutzes
bekommt das Landesdenkmalamt mehr Handhabe und Geld.

widerspiegelt, sagt Schicht. Den
Landesdenkmalämtern bzw.
Bundesdenkmalamt werden da-
bei mehr Handlungsbefugnisse
eingeräumt.

Kernpunkt ist eine neu ge-
schaffene Erhaltungspflicht, die
dem bewussten Verfallenlassen
von historischer Bausubstanz
entgegenwirken soll. „Reine Si-
cherungsmaßnahmen können
wir mit der Novelle künftig bes-
ser proaktiv einfordern. Ande-
rerseits können wir auch finan-
ziell jetzt wirklich so helfen,
dass man insgesamt ein nach-
haltiges Projekt aufstellen

VON NORBERT OBERNDORFER

DENKMALSCHUTZGESETZ-NOVELLE

kann“, so Schicht. Vorgesehen
waren ab 2024 zusätzliche sechs
Millionen Euro zum Erhalt von
Denkmälern. Ab 2025 sind nun
zehn Millionen Euro eingeplant,
die die Landesdenkmalämter
als Sanierungsförderungen den
Eigentümern zuschießen kön-
nen. Auch Maßnahmen zur Ver-
besserung der Energieeffizienz
und Schutz von UNESCO-Welt-
erbestätten sind vorgesehen.
Zudem sollen verbesserte Haf-
tungsregeln, die auch Nutzer in
die Pflicht nehmen, mehr Kul-
turgüter für die Öffentlichkeit
zugänglich machen.


Die ehemalige Kommando-
zentrale des K.u.K. Gefange-
nenlagers und spätere „Lehr-
mädchenheim“ in Wieselburg
ist eines von 11.000 denk-
malgeschützten Objekten in
Niederösterreich.
Foto: C. Stadler/Bwag

Michael Simmer wurde am
Samstag zum neuen Superin-
tendenten der Evangelischen
Kirche NÖ gewählt. Er tritt da-
mit die Nachfolge von Lars Mül-
ler-Marienburg an, der aus per-
sönlichen Gründen zurücktrat.

Der 41-Jährige gebürtige
Wiener, der bisherig als Fach-
inspektor für den Evangeli-
schen Religionsunterricht an
höheren Schulen zuständig war,
wird sein Amt am 1. September
antreten. „Mit großer Freude
und Demut“ nahm Simmer die
Kür an, er wolle nun Stabilität in
die Diözese bringen. Seine Wahl
erfolgte durch die Mitglieder der
Superintendentialversamm-
lung. Simmer wird für die Dauer
von zwölf Jahren die geistliche
Leitung der Diözese überneh-
men, die etwa 35.000 Mitglieder
in 28 Pfarrgemeinden zählt.

Simmer ist
Superintendent
Michael Simmer wurde
mit 58 von 69 Stimmen
im 8. Wahlgang gewählt.

EVANGELISCHE KIRCHE


Simmers
Amtseinfüh-
rung ist am
28. Septem-
ber in Wr.
Neustadt.
Foto: epd
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über Kreditunlust und einige

„Investitionsschuhlöffel“.

Großes
Warten

„Ohne Moos nix los“: Vie-
le können sich keinen
Wohnbaukredit leisten.
Daran ändern auch die
Lockerungen bei den
Ausnahmekontingenten
nicht viel. Die Kosten für
Häuslbauer haben sich in
den letzten zehn Jahren
fast verdoppelt. Verviel-
facht haben sich auch die
Zinsen. Die Teuerung
vereitelt Wohntraum-
Wünsche. Also doch lie-
ber mieten oder zurück
zu den Eltern, heißt es
für Jungfamilien.

Nicht nur die Bau-
wirtschaft dürstet nach
Aufträgen und Signalen.
Auch viele Private warten
zu und zieren sich vor
einem Bankkredit. Sie al-
le harren auf den Hand-
werkerbonus, die 1,5
Prozent Wohnbaukredite
und den Entfall der
Grundbuchgebühren.

Ob die Hilfen aus
dem 2,2 Milliarden Bau-
und Wohnpaket vom
Bund als „Investitions-
schuhlöffel“ noch vorm
Start der Häusl-Bau-Sai-
son wirken, ist mehr als
fraglich. Es brauche Mut
und Optimismus, sagt
Baumeister Stefan Graf
Richtung Politik – und
Kunden. Die Stimmung
sei schlechter als die Si-
tuation. Wer traut sich?

leserbriefe@noen.at

In den letzten Monaten haben
europaweit Bauernproteste für
Aufsehen gesorgt. Der Grund
seien unter anderem massive
Preissteigerungen bei wichtigen
Betriebsmitteln, stagnierende
Erzeugerpreise oder eine über-
bordende Bürokratie in Brüssel,
die für Unmut sorge, betonten
Vertreter des NÖ Bauernbundes
(NÖBB) in einem Hintergrund-
gespräch. „Manche meinen,
man müsse die Landwirtschaft
weiter einschränken und ver-
drängen. Dass es gegen die
landwirtschafts- und umwelt-
feindliche Politik in halb Europa
Widerstand gibt, ist mehr als
verständlich“, betont NÖBB-Ob-
mann und LH-Stellvertreter
Stephan Pernkopf (ÖVP).

Während in Deutschland
den Bauern über eine Milliarde
Euro an Förderungen wegge-
nommen wurde, habe die hei-
mische Bundesregierung dafür
gesorgt, dass Bauern in Nieder-
österreich um 80 Millionen
Euro mehr an agrarpolitischer
Förderung erhalten haben, be-
tont Pernkopf. Darin sieht er
den Grund, warum in Österreich
keine Bauernproteste stattfin-
den.

FPÖ-Landwirt: „Der Unmut
ist auch hierzulande groß"
Diese Meinung kann FPÖ-Kam-
merrat Manfred Mitmasser
nicht teilen: „Bei einer Demo
Anfang März in Oberösterreich
im Rahmen eines Betriebsbesu-
ches von ÖVP-Landwirtschafts-
minister Norbert Totschnig wa-
ren auch knapp 100 Bauern aus

NÖ Bauern fordern
Kurskorrektur in der EU
Bauernbund will weniger Bürokratie, strengere Standards
bei Lebensmittelimporten und ortet kein Potenzial für
Bauern-Demos in NÖ. Das sieht man in der FPÖ anders.

Niederösterreich dabei“, berich-
tet Mitmasser.

Der Unmut sei laut Mitmas-
ser auch hierzulande sehr groß.
Vor allem die Wirtevertreter
würden im Visier der Landwirt-
schaft sein. „Die Bauern wollen
endlich eine rasche Herkunfts-
kennzeichnungspflicht in den
heimischen Gaststätten. Das
würde uns sehr helfen. Schließ-
lich werden aktuell täglich zig
Tonnen von Rindfleisch sowie
eine Million vorwiegend Flüs-
sigeier aus Käfighaltung in der
Gastro sowie in verarbeitenden
Betrieben importiert und ver-
wendet“, betont Mitmasser.

Im September 2023 wurde
die Kennzeichnung in Großkü-
chen wie Kasernen verpflich-
tend eingeführt. Wie der NÖ
Landwirtschaftskammerpräsi-
dent Johannes Schmucken-
schlager betont, werde die „100-
prozentige Kennzeichnung“
auch weiter angepeilt. Mit der
Gastronomie fehle nur mehr ein
Drittel. „Aber auch unsere Part-
ner, die Wirte, hängen aktuell in
den Seilen, wie das Wirtester-
ben zeigt“, so Schmuckenschla-
ger. Daher wolle man vorerst
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noch stärker die freiwillige
Kennzeichnung bei den Wirten
fördern und unterstützen. Ins-
gesamt fordert der Bauernbund
eine Kurskorrektur der EU-Ag-
rarpolitik in drei Punkten. Das
ist die Investitionssicherheit für
die Bauern, damit nicht immer
neue Vorschriften die Landwirte
belasten. Ebenso wird unter
dem Motto „Mehr Landwirt-
schaft, weniger Zettelwirt-
schaft“ weniger Bürokratie ge-
fordert. „Europa hat ohnehin
die höchsten Umweltstandards.
Deshalb sollen neue Vorschrif-
ten nach drei oder fünf Jahren
automatisch auslaufen“, fordert
Pernkopf, dass Regeln laufend
evaluiert werden. Als Drittes will
der Bauernbund für Sofortmaß-
nahmen zur Entlastung der
Bauern in Österreich und in der
EU sorgen.

Die Herausforderungen
kennt auch Niederösterreichs
EU-Abgeordneter Alexander
Bernhuber. Er will unter ande-
rem strengere Standards bei Le-
bensmittelimporten. Eine For-
derung, der unter anderem auch
FPÖ-Bauer Manfred Mitmasser
vollends zustimmt.


Verstärkte
Bauernpro-
teste wie in
Deutschland
schließt der
NÖ Bauern-
bund hierzu-
lande aus.
Foto: APA/
dpa/Patrick
Pleuldpa
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Schlechte Ski-Saison: „Wirte
bleiben auf Ware sitzen“
Gastronomen hatten in Skigebieten bis zu
38 %weniger Umsatz, so Mario Pulker.

Notruf NÖ: Mitschauen
mit „Emergency Eye“
Geschäftsführer Josef Schmoll
präsentiert Neuerung.


